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Europas Neutrale:

Keiner gleicht dem

andern
Ein Uberblick

Clemens Range

Die tiefgreifenden politischen
Verinderungen in Mittelost-
und Siidosteuropa haben die
neutralen Staaten Europas ge-
zwungen, ihre Sicherheits- und
Wehrpolitik zu iiberdenken.
Davon ist jedoch nicht nur
die Militirstrategie betroffen.
Staaten wie Osterreich und
Finnland haben sich inzwischen
von den ihnen angelegten Fes-
seln befreit.

Clemens Range,

1955 in Berlin geboren,

ist Journalist und Reserve-
offizier; seit 1986 arbeitet
Ranaie in der Bonner Zentral-
redaktion der Tageszeitung
«Die Welt als politischer
Redakteur.

Die osterreichische und schwedi-
sche Regierung haben ihre EG-Auf-
nahme-Antrige bereits eingereicht,
Finnland will diesen Schritt im Friih-
jahr vollziehen, und auch die Schweiz
hat mittlerweile ernsthaftes Interesse

an einem Beitritt bekundet. Die Neu- |

tralen wollen in einem vereinten Eu-
ropa gleichfalls ihren Platz einnehmen
und sich nicht durch eine moglicher-
weise iberholte, blockfreie Politik
isolieren. Die anvisierte gemeinsame
europdische Sicherheitspolitik wirft
allerdings fiir diese Lander die Frage
auf, welche Bedeutung Neutralitit in
Zukunft tiberhaupt noch hat.

Finnland

Durch den Zusammenbruch des
Warschauer Pakts und des dramati-
schen Erosionsprozesses in der einsti-
gen Sowjetunion hat das 4,8 Millionen
Einwohner zdhlende Finnland insbe-
sondere seine Ostpolitik neu bewertet.
Der 1948 zwischen Helsinki und Mos-
kau abgeschlossene militirische Bei-
standspakt ist obsolet. Dieser in der
Welt einzigartige sogenannte VSB-
Vertrag iiber Freundschaft, Zusam-
menarbeit und militirischen Beistand
war bislang Richtschnur in den Bezie-
hungen zur UdSSR. Der Vertrag, den
der tschechoslowakische Prisident
Vaclav Havel einmal als «noch einziges
Relikt aus der Stalinzeity, das alle Wir-
ren in Osteuropa iiberlebt habe, be-
zeichnete, schriankte Finnlands politi-
sche Bewegungsfreiheit ein, beliess
dem Volke aber seine westliche Le-
bensform. Das neue Abkommen ent-
hélt nunmehr keine Vereinbarungen
mehr iber eine automatische Bei-
standspflicht. Bedingt durch die in-
nenpolitischen Wirrnisse in der zer-
berstenden UdSSR konnte der neue

|

Nachbarschaftsvertrag jedoch noch
nicht mit dem Rechtsnachfolger der
Sowjetunion, Russland, ratifiziert
werden.

Fiir Helsinkis Politik bleiben die
Beziehungen zu seinen 6stlichen
Nachbarn auch in Zukunft ein wichti-
ger Faktor. Dies auch in einer Zeit, in
der der Handel dramatisch zuriick-
geht. So fielen die finnischen Exporte
in die UdSSR von 21,5 (1985) auf 12,7
Prozent (1990), die Importe gingen in
diesem Zeitraum von 21 auf 9,9 Pro-
zent zuriick. Die finnische Regierung
will nun aber primir das Baltikum und
Russland bei der Neustrukturierung
threr Wirtschaft unterstiitzen.

Die 1200 Kilometer lange gemein-
same Grenze mit Russland bietet vor

NS

Oesterreich

allem aufgrund der strategischen Ar-
meebasen der einstigen Sowjetstreit-
krifte auf der Halbinsel Kola Anlass
zur Sorge. Die Ostsee und das Nord-
kap, zu dem auch Finnisch-Lappland
zihlt, behalten auch in einer veriinder-
ten politischen Lage ihre strategische
Bedeutung. Der finnische Raum ist
dagegen strategisch relativ bedeu-
tungslos. Die Naturgegebenheiten
bringen es mit sich, dass nur etwa 10
Prozent des Gelindes panzergingig
sind. Die finnischen Verteidigungs-
massnahmen sollen denn auch nur si-
cherstellen, einen Missbrauch finni-
schen Territoriums als Land- oder
Luftkorridor zu verhindern. Allerdings
ist die Zahl und der Wehrwille der Sol-
daten beachtlich. Die Gesamtstirke
der Armee betriagt nach einer Mobil-
machung etwa 700 000 Mann.
Dennoch ist man sich in Finnland
dariiber im klaren, dass das Land bei
einem Grossangriff allein nicht vertei-
digungsfihig wire. Langfristig wird
deshalb ein Mitwirken in einem euro-
paischen Sicherheitssystem fiir denk-
bar gehalten. Derzeit allerdings blei-
ben die Finnen beim Thema «europdii-




ASMZ Nr.4/1992

sche Integrationy vorsichtig, aber auch
realistisch. Sie fragen, welche Rolle die
EG um das Jahr 2000 gedenkt zu spie-
len und welches Sicherheitssystem

Europa in Zukunft haben wird. Der |

finnische Antrag auf einen EG-Beitritt
wird daher von vielen mit Skepsis be-
trachtet.

| Schweden

Im Gegensatz zu Finnland hat
Schweden seine Zuriickhaltung ge-
geniiber der EG bereits aufgegeben.
Seit 150 Jahren verfolgt das Konig-
reich eine biindnisfreie Aussenpolitik
mit dem Ziel der Neutralitit im
Kriegsfall. Lange waren deshalb fiir
Stockholm EG-Mitgliedschaft und
Neutralitdt unvereinbar. Doch mit
dem Ende des kalten Krieges hielten
immer mehr der 8,33 Millionen
Schweden eine EG-Mitgliedschaft wie
bisher schon die Zugehorigkeit zur
UNO als kompatibel mit der Neutra-
litat. Nach dem formellen Beitrittsan-
trag wird nunmehr dariiber diskutiert,
wie Neutralitit heute definiert wird.
Dabei ist bemerkenswert, dass Schwe-
dens Neutralitiit weder in der Verfas-
sung verankert ist noch auf Gesetzen
beruht.

In Stockholm wird inzwischen tiber
eine Ersatzformulierung fiir die Neu-
tralitit nachgedacht, die «Blockfrei-
heity oder «nichtmilitirische Koopera-
tion» lauten konnte. Anders als in
Finnland wird die Diskussion in
Schweden um die Neutralitit nicht
von der Realitit geprigt, sondern
vielmehr akademisch gefiithrt, obwohl
die einstige UdSSR auch in der
schwedischen Neutralitétspolitik stets
ein Fixpunkt war. Auffallend ist auch
jetzt, dass Schweden alles vermeidet,
in der aufgelosten Sowjetunion den
Eindruck zu erwecken, mit einer neu-
formulierten Sicherheitspolitik werde
Stockholm in ein westliches Sicher-
heitssystem eingebunden.

Europa mit einer an Bedeutung zu-
nehmenden EG iibt auf das skandina-
vische Land aber eine enorme Anzie-
hungskraft aus, dem sich Schweden
nicht entziehen kann und wohl auch
nicht will. So rechnen Experten mit
einem iiber zwei Dekaden gehenden
Integrationsprozess, an dessen Ende
die Neutralitiit gegenstandslos sein
diirfte.

Sicherheitspolitisch ist Schweden
fir die Stabilitait des Ostseeraumes
ausserst wertvoll. Die strategische Be-
deutung Schwedens ergibt sich aus
wichtigen maritimen Schliisselposi-
tionen. Dies sind im Stidosten die Ost-
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seezuginge und im Norden die skan-
dinavischen Gebiete jenseits des Po-
larkreises. Im Nordosten liegen — nur
200 Kilometer von der schwedischen
Grenze und durch finnisches Territo-
rium getrennt — auf der Kola-Halbin-
sel die wichtigsten Flottenstiitzpunkte
der fritheren Sowjetarmee. Die Lan-
desverteidigungsplanungen waren
deshalb — und werden es wohl auch
noch fiir einige Zeit bleiben — primér
auf eine Invasion abgestellt. Ein
Schwergewicht wird daher auf die
Luftwaffe gelegt. Die Gesamtstreit-
kriafte sollen nach einer Mobilma-
chung rund 700 000 Mann umfassen,
wobei in dem existierenden Milizsy-
stem nicht zuletzt aufgrund der ange-
spannten Finanzlage kaum mehr ge-
itbt wird. Fachleute beobachten denn
auch eine «Degenerationy der Vertei-
digung. Schwedens erklirtes Ziel ist
es, auch in Zukunft fiir seine Verteidi-
gung selbst zu sorgen und sein Territo-
rium freizuhalten von militirischen
Aktionen und fremden Einrichtungen.

Osterreich

In Osterreich, das sich seit 1955 an
der Nabhtstelle der beiden gegeneinan-
der gerichteten militdrischen Blocke
befand, sind inzwischen des oftern
Ausserungen zu vernehmen, dass die
7,5 Millionen Einwohner zdhlende Al-
penrepublik nicht ewig neutral bleiben
wolle. Osterreich, das 1214 Kilometer
Grenze zu Mitgliedsstaaten der
NATO hat, 924 Kilometer zu Staaten
des einstigen Warschauer Pakts, 311
Kilometer Grenze zu Slowenien und
164 Kilometer zur Schweiz, ist durch
die revolutioniren Umwilzungen im
fritheren Ostblock und dem Biirger-
krieg in Jugoslawien aus seiner
«Randpositiony wieder in die Mitte
Europas geriickt.

Dies fithrte bereits dazu, dass Wien
eine Revision der vor allem mit der
UdSSR  abgeschlossenen  Vertrige
wiinscht. Denn Osterreich war 1955
durch die vier grossen Siegerméachte —
USA, Frankreich, Grossbritannien
und die Sowjetunion — aus dem Besat-
zungsverhiltnis unter der Bedingung
des Neutralitétsstatus in die Freiheit
entlassen worden. Osterreichs Neu-
tralitit ist allerdings nicht Inhalt des
Staatsvertrages, sondern eines parallel
dazu vom Parlament beschlossenen
Verfassungsgesetzes. Sie gilt fortan als
Eckpfeiler der staatlichen Existenz.

Nicht zuletzt aufgrund der verin-
derten politischen Landschaft in Eu-
ropa hat Osterreich die Aufnahme in
die EG beantragt. Wien strebt die EG-

Mitgliedschaft schon deshalb an, um
keine schweren okonomischen Nach-
teile in Kauf zu nehmen. In der EG gibt
es jedoch gegeniiber Osterreich Vor-
behalte, denn einige EG-Staaten haben
die Sorge, Osterreich und das wieder-
vereinigte Deutschland konnten eine
Interessengemeinschaft der Deutsch-
sprachigen in der EG bilden. Sicher-
heitspolitisch kommt Osterreich indes
im verdnderten Europa eine neue und
zugleich uralte Rolle zu: Es kann sich
zu einem Zentrum fiir Ost-West-Be-
gegnungen entwickeln und dabei eine
Vermittlerrolle spielen, an der auch die
EG vermutlich ein wachsendes Inter-
esse haben diirfte.

Insbesondere durch die Nationali-
tatenkonflikte in der Nachbarschaft
ist es fiir die Alpenrepublik dusserst
unruhig geworden. Die Aufnahme von
riesigen Fliichtlingstrecks oder gar das
«Uberschwappen» von Gewaltaktio-
nen gilt als denkbar. Als Raume be-
sonderer operativer Bedeutung gelten
das Donau-Tal, der Tiroler Raum so-
wie die untere Steiermark und Kéarn-
ten. Dabei verfolgt Osterreich mit sei-
ner Armee, die nach Mobilmachung
etwa 220000 Mann umfassen soll (in
der Diskussion ist inzwischen eine
Reduzierung auf 120000 Mann), eine
«Abhaltestrategie», die das Ziel hat,
militarische Operationen eines oder
mehrerer Nachbarstaaten zu verhin-
dern. Dabei soll in den gebirgigen
Schliisselzonen ein Gegner in Abnut-
zungsgefechte verwickelt werden. In
seiner fast 37jihrigen Geschichte hat
das Bundesheer mehrfach durch starke
Prisenz an seiner Landesgrenze Wiens
Verteidigungswillen unmissverstind-
lich demonstriert. So 1956 wihrend der
Ungarn-Krise, 1968 bei der Besetzung
der CSSR durch Warschauer-Pakt-
Truppen und 1991 bei dem jugoslawi-
schen Biirgerkrieg an der Grenze zu
Slowenien. Bei den Milizsoldaten ist
der Wehrwille entsprechend stark aus-

geprigt.

Schweiz

Die 6,4 Millionen Einwohner zih-
lende Schweiz ist das einzige Land, das
eine garantierte, immerwihrende
Neutralitit besitzt. Diese wurde der
Eidgenossenschaft auf dem Wiener
Kongress von den Grossmichten im
zweiten Pariser Frieden 1815 aus-
driicklich garantiert. Die bewaffnete
Neutralitit ist Staatsgrundsatz und
hat zweifelsohne die Prosperitit des
Landes mitbegriindet. Strikter als alle
anderen neutralen Staaten achtet die
Schweiz bis heute auf ihren Status. So
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ist sie beispielsweise zwar in allen

aber in der Generalversammlung.

Die Sicherheitspolitik der Eidge-
nossen beinhaltet die Ziele: Friede in |
Freiheit und Unabhingigkeit, Wah- |
rung der Handlungsfreiheit und |
Schutz der Bevolkerung und ihrer Le- |

UNO-Organisationen vertreten, nicht ‘

die Schweiz einen wesentlichen Bei-
trag zur internationalen Stabilitit,
vornehmlich in Europa, leisten. Als |
Basis dieser Politik gilt die Milizar- ’
mee, die nach einer Generalmobilma- |
chung eine Stirke von 625000 Mann |
haben soll. Die Wehrhaftigkeit der ‘
Schweizer wird allgemein fiir gut beur-
teilt, wenngleich der Wehrwille nach- |
lisst. So verwundert es nicht, dass
mittlerweile auch ein Milizbestand ’
von 400 000 Soldaten fiir ausreichend |
gehalten wird, wobei sogar eine weite- |
re Reduzierung auf 300000 Wehr- |
ménner diskutiert wird.

Die topographischen Gegebenhei-

' ten der Schweiz begiinstigen deren |
\

Verteidigungsplanungen. Thre Raum-
verteidigung ist ein beachtenswertes |

| Fundament der «Strategie der Abhal-

tungy eines mit konventionellen Waf- |
fen agierenden Gegners. Die Gesamt- |

verteidigung, einschliesslich
Schutzes der Zivilbevolkerung, ist wohl
von allen Staaten Europas in der

| Schweiz am besten organisiert.
Aufgrund der Umwilzungen in Eu- |
| ropa fragen sich inzwischen nicht we-

nige Eidgenossen, ob das Land wei-
terhin noch derart stark geriistet sein

| muss. Und auch das Thema EG-Bei- |

trittsgesuch ist virulent. Denn auch die

| Schweiz hat erkannt, dass ein Umden-
ken notig ist, um nicht von Europa |

isoliert zu sein. Allerdings ist die Be-
volkerung nicht bereit, sozusagen als
Eintrittspreis die militirische Neutra-
litit aufzugeben.

Irland

Die Inselrepublik Irland nimmt un-
ter den Neutralen Europas eine Son-
derstellung ein. Denn die Neutralitit
dieses 3,4 Millionen Einwohner zih-
lenden Staates ist wesentlich daraus
geboren, dass man nicht der britischen
Krone dienen will. Dies bedeutet aber
keinesfalls, dass Irland sich aus-
schliessen will, was beispielsweise die
EG-Mitgliedschaft belegt. Somit ist

des | die irische Neutralitiit, die von rund 1

| 30000 Soldaten notfalls verteidigt |

werden soll, nur von lokaler Bedeutung
und fiir den europiischen Kontext be-
deutungslos. 1

Zusammenfassend kann festge-
stellt werden, dass mit dem Ende der
Konfrontation zweier Militirblocke |
in Europa die Neutralitit einzelner |
Staaten an Bedeutung weiter ab-
nimmt. Schon aufgrund der Ko-
stenexplosion im Riistungssektor
sind kiinftig Kooperationen nétig.
Dennoch wird kein neutrales Land, |
wie bereits heute, alleine verteidi-
gungsfihig sein. Je klarer die euro-
paische Verteidigungspolitik for- |
muliert wird, desto eher «stirbty die |
Neutralitdt in Europa. Allerdings
droht dabei keiner Nation der Un-
tergang, sondern Europa wird seine
Schutzfunktion vielmehr auf diese
ausweiten. Und fiir Europa wieder-
um diirften die vielfiltigen, wohltu-
enden Einfliisse, insbesondere auf
dem Feld der Diplomatie, ein be- |
trachtlicher Zugewinn sein. ]




	Europas Neutrale : Keiner gleicht dem andern : ein Überblick

